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«Fehler sind passiert»
Die Tujetscher Maiensässsiedlung Mulinatsch befindet sich teilweise in der roten Gefahrenzone.
Trotzdem konnte eine lawinengefährdete Hütte massiv erweitert werden – und das mit dem Segen
der Behörden und letztlich auch der Justiz. Ein exemplarischer Fall?

von Jano Felice Pajarola

D ie Geschichte beginnt im
Sommer 2014. Eine ein-
heimische Architektur-
GmbH ersucht um eine
Bewilligung für die Er-

neuerung eines Maiensässes in Muli-
natsch auf Gebiet der Gemeinde Tu-
jetsch. Die Bausumme laut Gesuch:
rund 100000 Franken.Dabei soll unter
anderem ein Raum im Erdgeschoss in
ein Zimmer und ein Bad aufgeteilt
werden. Dieser Raum wird in den Plä-
nen als bestehend, die bisherige Nut-
zung als «Küche/Wohnen» deklariert.
Wichtiger Umstand: Die Hütte befindet
sich in einer roten Gefahrenzone. Aus-
bauten sind dort nicht erlaubt, nur Er-
neuerungen des Bestehenden.

Behörde gibt grünes Licht
Rote Zone hin oder her – alles im grü-
nen Bereich,finden das Amt für Raum-
entwicklung (ARE) in Chur und die Ge-
meinde, deren damaliger Baudeparte-
mentsvorsteher das Objekt vorgängig
sogar selbst besichtigt hat: Die nötige
Bewilligung für Bauten und Anlagen
ausserhalb der Bauzone (BAB) wird er-
teilt.Der Raum «Küche/Wohnen» kann
als bestehende Wohnfläche erneuert
werden. Nach zwei ebenfalls geneh-
migten Projektänderungen erfolgt im

Sommer 2017 eine Bauabnahme in An-
wesenheit des ARE. Amt und Gemein-
de halten fest: Die ausgeführten Arbei-
ten entsprechen vollumfänglich den
erteilten Bewilligungen.

Ein benachbarter Hüttenbesitzer al-
lerdings sieht die Sache kritischer. Er
kennt nicht nur das Maiensäss im Ski-
gebiet bestens, er war lange Zeit Mit-
glied der lokalen Baukommission: in
den Neunzigerjahren,als Fälle von Aus-
bauten in der roten Zone bis vor Bun-
desgericht gelangten und letztlich rück-
gängig gemacht werden mussten. «Das
war nicht sehr angenehm», erinnert er
sich.Angesichts des Falls in Mulinatsch
ist für ihn klar: Hier kommt es zu einer
krassen Ungleichbehandlung.«Viele im
Tal mussten damals Neues herausreis-
sen. Und jetzt, bei diesem Bauvorha-
ben, geht es plötzlich? Scheinbar muss

nur der richtige Kollege die Frage stel-
len, und schon ist alles möglich.»

Regierungsräte kontaktiert
Bereits 2016 hat er deshalb beim ARE
und auch bei der Gemeinde eine Bean-
standung eingereicht. Die Umnutzung
des Raums «Küche/Wohnen» sei unzu-
lässig gewesen, stellt er darin fest. Es
habe sich nicht um vorbestehenden
Wohnraum gehandelt, sondern um
einen einfachen Abstell- und Milchkel-
ler. Doch seine mehrfachen Hinweise
verhallen lange Zeit ungehört. 2018
kontaktiert er dann auch zwei Regie-
rungsräte. Mit Verspätung kommt es
danach plötzlich zu einem Gesin-
nungswandel bei der Gemeinde und
beim ARE.2018 wird ein Widerrufsver-
fahren zu den Baubewilligungen einge-
leitet und ein sofortiger Baustopp ver-
fügt. Es bestehe «der begründete Ver-
dacht», die Bewilligungen seien zu Un-
recht erteilt worden.

Das lässt sich die Eigentümerschaft
nicht gefallen. Sie geht gegen Gemein-
de und ARE vor Verwaltungsgericht.
Laut Urteilstext argumentiert die Ge-
meinde im Verfahren, sowohl sie als
auch das ARE hätten 2014 «überse-
hen», dass in den Plänen der fragliche
Raum als «Küche/Wohnen» betitelt
worden sei, obwohl die Bauherrschaft
direkt daneben schon einen Raum als

«Küche» deklariert habe. Allein schon
aus den beigelegten Fotografien hätte
man erkennen können,dass der Raum
«Küche/Wohnen» nichts weiter als ein
Milchraum gewesen sei, wie in der lo-
kalen Maiensässtypologie üblich – und
also nicht hätte ausgebaut werden dür-
fen. Diese Falscheinschätzung sei «aus
Versehen» passiert, so die Gemeinde.
Sie stellt auch in Abrede, dass der da-
malige Baufachchef selbst die Benen-
nung des Raums als «Küche/Wohnen»
angeregt habe.

Investitionen werden geschützt
Die Eigentümerschaft hingegen erach-
tet einen Widerruf der BAB-Bewilli-
gungen als unzulässig. Der zuständige
Baufachchef habe «ausdrücklich bestä-
tigt», ihm und der Baubehörde sei der
Sachverhalt mit dem Milchraum zum
Zeitpunkt des Entscheids «vollumfäng-
lich bewusst» gewesen. Kein «Verse-
hen» also, im Gegenteil. Auch das Ge-
richt stuft ein Versehen als «sehr frag-
lich» ein. Die Eigentümerschaft erhält
deshalb Recht, ihre laut Bauabrech-
nung getätigte Investition von mittler-
weile über 250000 Franken wird ge-
schützt. Der Gemeinde bleibt nichts
anderes übrig, als den Baustopp aufzu-
heben.Dank des «Fehlers» der Bewilli-
gungsbehörden verfügt die Eigentü-
merschaft definitiv über ein Maiensäss

«Unverständlich,
dass man das
Gesuch so
genehmigen
konnte.»
Martin Cavegn
Gemeindepräsident Tujetsch

mit viel mehr Wohnfläche und deut-
lichmehrWert.Trotz roter Zone ist aus
einem Milchkeller ein Wohnraum ge-
worden,mit Galerie, Ofen und topmo-
dern ausgestattet – völlig legal.

Einer, der sich heute aus offizieller
Warte zum Fall äussert, ist der aktuelle
Gemeindepräsident Martin Cavegn. Er
wurde 2020 ins Amt gewählt und hat-
te mit dem Verfahren nichts zu tun.
«Für mich ist es absolut unverständ-
lich,dass man das Gesuch so genehmi-
gen konnte», sagt er. «Da sind ziemli-
che Fehler passiert.» Zumal der er-
wähnte Nachbar «alle auf die Sachlage
hingewiesen hat – und alle haben ihn
ignoriert. Aber egal, was wir als Ge-
meinde noch unternommen hätten:
Basierend auf dem Gerichtsurteil hätte
die Eigentümerschaft dennoch alles
wie geplant ausführen können».

Verantwortliche schweigen
Wurde die Bewilligung auf der Ge-
meinde vorsätzlich unkorrekt erteilt?
Gerne hätte man gewusst, was der da-
mals involvierte Baudepartementsvor-
steher und der ehemalige Leiter des
kommunalen Bauamts dazu sagen.
Doch sie sagen nichts. Beide verschan-
zen sich auf Nachfrage hinter ihrer
«Verschwiegenheitsverpflichtung» und
«verzichten darauf, die aufgeworfenen
Fragen zu beantworten». Auch seien
nach vier Jahren «Details zu den ein-
zelnen Sachgeschäften nicht mehr prä-
sent». Gar keine Reaktion kommt von
der ebenfalls um eine Stellungnahme
gebetenen Eigentümerschaft.

Bleibt die Frage: Ist der Fall Muli-
natsch exemplarisch für Graubünden?
Ist das die Art und Weise, wie man zu
bewilligten Maiensässausbauten in der
roten Zone kommt? ARE-Chef Richard
Atzmüller stellt das in Abrede. «Mir ist
kein anderer Fall bekannt, in demman
nachträglich den Widerruf einer mit
Zustimmung des Kantons erteilten
BAB-Bewilligung hätte prüfen müs-
sen.» Dass das ARE im Fall Mulinatsch
Fehler gemacht hat, räumt Atzmüller
ein. «Bei der Prüfung des Gesuchs ist
am Anfang eine Fehlbeurteilung pas-
siert.» Da es sich um eine rote Zone
handle,habeman sich dann gesagt: Al-
le Möglichkeiten, den Fehler zu korri-
gieren, müssen ausgeschöpft werden.
«Das haben wir versucht. Das Verwal-
tungsgericht hat anders entschieden.»

Gemeindefazit: «Glück gehabt»
Die Gemeinde betont heute, die ge-
machten Fehler würden nicht etwa be-
deuten, «dass andere Betroffene dar-
aus etwas für sich ableiten können».
Profitiert habe aber natürlich die Ei-
gentümerschaft inMulinatsch – «Glück
gehabt».

Ende Oktober ist die offizielle Bau-
abnahme erfolgt. In einer Stellungnah-
me ans ebenfalls involvierte Bundes-
amt für Raumentwicklung betont Ge-
meindepräsident Cavegn Anfang No-
vember, man habe das interne Kont-
rollsystem verbessert,um Fehler wie in
Mulinatsch inskünftig zu vermeiden.

Junge Frauen bringen ihre Themen aufs Tapet
Frauen sind in der Politik nach wie vor untervertreten.Das Bündner Mädchenparlament vom Donnerstag will jungen Frauen
deshalb erste Erfahrungen in der parlamentarischen Arbeit ermöglichen.

Am Bündner Mädchenparlament am
11.November setzen sich junge Frauen
mit aktuellen politischen Fragen ausei-
nander. Hinter dem Anlass steht die
Stabsstelle für Chancengleichheit von
Frau und Mann, die die Veranstaltung
dieses Jahr bereits zum vierten Mal im
Rahmen des nationalen Zukunftstags
durchführt.

Anträge für die Regierung
72 Oberstufenschülerinnen und Gym-
nasiastinnen haben sich für das dies-
jährige Mädchenparlament angemel-
det,wie aus einer Mitteilung der Stabs-

stelle hervorgeht. Die Teilnehmerin-
nen können in Kommissionen Anträge
zu den Themenbereichen «Klimawan-
del», «Zukunft in Graubünden», «Bil-
dung und Digitalisierung» und «Gen-
der und Sexismus» erarbeiten. Diese
übergeben sie am Ende des Tages an
Regierungsratspräsident Mario Cavi-
gelli.

«Es ist wichtig,dass die jungenMen-
schen ihre eigene Erfahrungswelt ein-
bringen können», lässt sich Barbara
Wülser, Leiterin der Stabsstelle für
Chancengleichheit, in der Mitteilung
zitieren. Die erarbeiteten Petitionen

werden anschliessend vom Grossen
Rat behandelt.

13 Mitglieder des Grossen Rates
unterstützen die jungen Frauen bei
ihrer parlamentarischen Arbeit,wie es
in der Mitteilung weiter heisst. Ausser-
dem können sich die 15 italienisch-
sprachigen Teilnehmerinnen dank Si-
multanübersetzung erstmals in ihrer
Muttersprache einbringen.

Erstmals seit vier Jahren
Das bisher letzte Bündner Mädchen-
parlament fand im November 2017
statt. Damals debattierten rund

100 Oberstufenschülerinnen aus dem
ganzen Kanton. Besonders intensiv
wurden vor vier Jahren die Themen
«Mobbing», «Gleichstellung» und
«Flüchtlinge» diskutiert. Bei der aktu-
ellen Auflage vom kommenden Don-
nerstag interessiert laut der aktuellen
Mitteilung des Kantons besonders das
Thema «Gender und Sexismus».

Im Jahr 2017 verabschiedete das
Mädchenparlament fünf Petitionen
zuhanden des Grossen Rates.Diese be-
kräftigten unter anderem den Wunsch
nach vielfältigen Lehrstellen in den
Randregionen. ( jas/obe)

72
Frauen
Ammittlerweile viertenMäd-
chenparlament diskutieren über
70Oberstufenschülerinnen.
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